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70 Genossenschafter aus 12 Nationen treffen sich in Rheinfelden 


Bericht über die 23. Internationale Genossenschaftsschule 


Zu den lehrreichsten Veranstaltungen des Interna- 
tionalen Genossenschaftsbundes, zu denen Funktionäre 
der verschiedensten Genossenschaftsarten aus aller Welt 
zu Vorträgen und Diskussionen eingeladen werden, ge- 
hört unbestreitbar die Internationale Genossenschafts- 
schule, welche jedes ‚Jahr abwechslungsweise in einem 
anderen Land durchgeführt wird. Als im Jahre 1935 
diese Schule im Freidorf abgehalten wurde, da hätte 
wohl niemand geahnt, dass bis zur nächsten Beherber- 
gung in der Schweiz volle 18 Jahre vergehen würden. 


Nach fast zwei Jahrzehnten war nun unserem Lande 
wiederum die Ehre zugefallen, vom 5.-19. September im 
Hotel des Salines in Rheinfelden 70 Genossenschafte- 
rinnen und Genossenschafter von 12 Nationen zu emp- 
fangen. Vertreten waren folgende Länder: Belgien, 
Deutschland, Dänemark, England, Frankreich, Finn- 
land, Holland, Israel, Italien, Österreich, Schweden und 
die Schweiz. 


* 


Die Schule wurde von W. P. Watkins, Direktor des 
IGB, in vorzüglicher Weise geleitet, und in den ersten 
Tagen beehrte uns der Präsident des IGB, Sir Harry 
Gill, durch seine Anwesenheit. In einer launigen Begrüs- 
sungsansprache bekannte sich Sir Harry Gill als lang- 
jähriger und begeisterter Freund unseres Landes, dankte 
der Direktion des V.S.K. für die tatkräftige Unter- 
stützung in der Organisation des Kurses und bedauerte, 
dass trotz Einladung kein einziger Vertreter der Ost- 
staaten erschienen war. Im Namen der Direktion des 
V.S.K. begrüsste Ch.-H. Barbier die Kursteilnehmer in 
herzlichen Worten und wünschte der Schule den besten 
Erfolg. Welchen Zweck verfolgt eine solehe interna- 
tionale Schule? In seiner Eröffnungsansprache hat es 
Direktor Watkins den Teilnehmern in prägnanten Wor- 
ten zusammengefasst: \Veiterbildung dureh inter- 
nationalen Gedanken- und Erfahrungsaustausch sowie 
Pflege der Kameradschaft über die Grenzen der eigenen 
Länder. Vermochte die Schule diesen Zweck zu er- 
reichen ? Gewiss! Vor allem ist es der persönliche Kon- 
takt mit ausländischen Genossenschaftern aller Funk- 
tionen, «der durch gegenseitige Aufklärung lebendiges 


Wissen und Verständnis darbringt, wie es keine Bücher 
vermitteln können. Mit jedem Tag wuchs das gegen- 
seitige Interesse, und bald wurden Freundschaften an- 
gebahnt, die bewiesen, dass dem Genossenschaftsgedan- 
ken eine Kraft innewohnt, welche bei gutem Willen 
viele Hindernisse zu überwinden vermag. 

In diesem Geiste der gegenseitigen Achtung und Ka- 
meradschaft verlief denn auch wirklich der ganze Kurs. 
Unsere Gäste waren des Lobes voll über die Schönheiten 
der Schweiz, die Sauberkeit unserer Städte und Dörfer 
und den hohen Stand unserer Ladenkultur, erstaunt 
über die Reichhaltigkeit und hohe Qualität unseres ge- 
nossenschaftlichen Warenangebotes und hocherfreut 
über die Aufmerksamkeit, die man ihnen täglich von 
seiten des V.S.K. entgegenbrachte. Den einzigen Miss- 
ton verschuldete ein Hotelkoch, der seine ausländischen 
Klienten keineswegs von der Güte der Schweizer Küche 
überzeugen konnte. 

Die Leitung der Schule hatte es dagegen verstanden, 
durch die Auswahl der Themen den Teilnehmern nahr- 
hafte geistige Kost zu bieten. Dass aus alter Tradition 
die besten Referenten zugezogen werden, sei hier be- 
sonders hervorgehoben und verdankt. Auswahl und Be- 
handlung der Themen liess kein Erlahmen des Interes- 
ses zu. Im Gegenteil, mit jedem neuen Tag stieg das 
Barometer des Eifers und der Diskussionsfreudigkeit. 
im Wettstreit mit dem \Vetterglas der herbstlichen 
Sehönwetterperiode. Als Nachteil wurde lediglich die 
Dreisprachigkeit der Schule empfunden, die durch die 
Notwendigkeit der Übersetzungen empfindliche Längen 
heraufbeschwor. (Eine Simultanübersetzung könnte 
diesen Nachteil beheben und wurde allgemein als wün- 
schenswert erachtet.) Der Sprachgewandte musste je- 
doch seine helle Freude an der phänomenalen Leistung 
unserer beiden Übersetzerinnen bekunden. 


* 


Im Mittelpunkt der Behandlung eines Themas stand 
nach vorherigem Studium des gedruckten Vortrages 
und nach Anhören der Erläuterungen und Ergänzungen 
des Referenten die zirka dreistündige Diskussion in den 
verschiedenen Sprachgruppen. Eine Zusammenstellung 


der unabgeklärten Fragen wurde anderen Tages vom 
Referenten beantwortet. 

Im folgenden wollen wir versuchen, unseren Lesern 
den Studienverlauf der Sommerschule in kurzen 
Zügen zu illustrieren. Als erster Redner erläuterte 
H. Handschin die schweizerische Konsumgenossenschafts- 
bewegung. Was er sagte. ist uns allen bekannt. aber was 
die Ausländer dazu noch alles wissen wollten. dazu 
brauchte es das umfassende Wissen unseres Meisters 
Handsehin. um die Fragenden zu befriedigen und der 
Kritik zu begerwnen. Unverständlich waren den auslän- 
dischen Genossenschaftern (England ausgenommen) 
vor allem unsere hohen Rückvergütungen und die Füh- 
rung einer so grossen Zahl von Markenartikeln, welche 
die Eigenprodukte konkurrenzieren. Grossem Interesse 
bezegneten auch folgende Fragen: Beziehungen zu an- 
deren Genossenschaften und zu den Gewerkschaften, 
Bezugs- und Revisionspflicht und Angestelltenfragen. 


Dr. E. Durtschi, Direktor des VOLG in Winterthur, 
orientierte in umfassender Weise über die landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften in der Schweiz. Die Dis- 
kussion befasste sich mit der Mechanisierung, dem Ver- 
hältnis der Landwirtschaft zu den Konsumgenossen- 
schaften, der landwirtschaftlichen Marktordnung. dem 
Landwirtschaftsgesetz und mit verschiedenen weiteren 
Problemen der schweizerischen Bauernschaft. 


Als drittes Thema aus dem schweizerischen Genossen- 
schaftswesen behandelte Dr. h. ec. Küng «Genossenschaft- 
liche Bankprobleme» in souveräner Beherrschung, die 
vom Zuhörer kein Bankdiplom, sondern lediglich eine 
gesunde Wirtschaftsauffassung verlangte. Dr. Küng ver- 
focht unter anderen folgende Grundsätze genossen- 
schaftlicher Bank- und Finanzpolitik: Vertrauen er- 
wecken, richtig finanzieren, gut verwalten und in der 
Investitionspolitik die Sicherheit und Liquidität vor die 
Zinspolitik stellen, dringende Aufgaben erkennen und 
sie fördern. vor Fehlinvestitionen und spekulativen Ge- 
schäften warnen, Gesamthaft hinterliessen die prägnan- 
ten Voten unseres Bankfachmanns den Eindruck eines 
Granitfundamentes zugunsten des V.S.K. und der Ge- 
samtbewegung, um das man uns, neben dem schweize- 
rischen Kapitalreichtum, dem Minimalzinsfuss und der 
konsumgenossenschaftlichen Kapitalbeschaffung durch 
Depositengelder, in vielen Ländern bencidet. 


Prof. G. Lasserre von der Universit€ de Paris war es 
vorbehalten, das Thema der genossenschaftlichen Demo- 
kratie grundlegend zu beleuchten, indem er die bestehen- 
den Schwierigkeiten aufzeigte und deren strukturelle 
und menschliche Verbesserungen besprach. Eine rege 
Diskussion zeigte in allen Gruppen. dass eine gewisse 
Apathie der Mitglieder nicht nur bei uns feststellbar ist. 
In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage der 
kleinen und grossen Konsumgenossenschaften, die Funk- 
tionenverteilung zwischen Technik und Idee und die 
Gefahr der Technokratie aufgerollt. Für die Lösung die- 
ser Probleme gibt es jedoch keine allgemeingültigen 
Rezepte. Lebendige Demokratie hängt weitgehend ab 
von lebendigem Geist, mag er wehen von wannen er will. 


Direktor Ch.-H. Barbier fand zum Thema «Die 
Frauen und die Jugend in der Genossenschaftsbeweyung» 
mutige, für die Ohren mancher Zuhörer revolutionäre 
Worte, indem er von der üblichen Idealisierung über die 
Rülle der Frauen und der Jugend abwich und die realen 
Tatsachen mit Offenheit und überzeugender Logik klar- 
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legte. Welchen Platz nehmen die Frauen, nimmt die 
‚Jugend in allen Ländern unserer Bewegung ein ? Ist es 
nicht so, dass wir Männer den Frauen bewusst oder un- 
bewusst den Platz versperren, den diese nach unseren 
Grundprinzipien und Beteuerungen neben uns als aktive 
Mitarbeiterinnen eigentlich erhalten soliten ? Barbier 
forderte also nicht nur statutarische, sondern wirkliche 
Gleiehberechtigung der Frau, sowie vermehrte Verant- 
wortung und Chancen für die Jugend. Dass «iese Dar- 
stellung etliche Gemüter in Wallung versetzte, kann man 
sieh leicht vorstellen. Es würde zu weit führen, dem 
Schwung der regen Diskussion hier Flügel zu verleihen. 
Soweit das Resultat: Es sollen zuhanden des IGB Vor- 
schläge zur Beschreitung neuer Wege eingereicht werden. 


Henry Nilsson, vom schwedischen Konsumverband, 
Stockholm, Rationalisierungsfachmann der nordischen 
Bewegung, hatte auch uns Schweizern manche neue 
Gesichtspunkte über moderne Formen der rationellen 
Warenvermittlung zu bieten. Wir werden deshalb den 
Inhalt seines Vortrages im «S.K.-V.» später würdigen. 


Zum Abschluss des Kurses wurden die Teilnehmer 
vom Schulleiter, W. P. Watkins, Direktor des IGB, in 
die Organisation sowie die gesenwärtigen und zukünf- 
tigen Aufgaben des genossenschaftlichen Weltbundes 
eingeweiht. Die Diskussion ergab mit aller Deutlichkeit, 
welch eminent wichtige Rolle der [GB neben der wissen- 
schaftlichen Forschung und ideellen Aufklärung in der 
Förderung genossenschaftlicher Tätigkeit in unentwik- 
kelten Gebieten und in den Beziehungen zur Uno und 
ihren wichtigsten zwischenstaatlichen Organisationen zu 
spielen hat. Somit liegt die ideologische und finanzielle 
Stärkung des Bundes im Interesse aller beteiligten Mit- 
gliederorganisationen und muss weiter ausgebaut werden. 


* 


Wir sind uns bewusst, dass der vorliegende Bericht. 
nur ein schwaches Bild all der Gedanken und Voten dar- 
stellen kann, die während dieses I+tägigen Kurses ge- 
äussert wurden. Die Teilnehmer aber haben reichen 
Gewinn davongetragen und sind dem leitenden Aus- 
schuss des IGB und Herrn Direktor Watkins für das 
Interesse, das sie dieser Billungseinrichtung entgegen- 
bringen, zu aufrichtigem Dank verpflichtet. 

Danken möchten wir auch im Namen aller Beteiligten 
den Direktionen des V.S.K., des ACV beider Basel, 
des VOLG, des LVZ, der Geschäftsleitung der Wohn- 
genossenschaft ABZ, Zürich, der Leitung des Genossen- 
schaftlichen Seminars und der Verwaltung des Konsum- 
vereins Winterthur für ihre Bereitwilligkeit, den Teil- 
nehmern genossenschaftliche Einrichtungen zu zeigen. 

Durch Ausflüge nach Basel, Zürich und Winterthur 
mit einem Abstecher nach Schaffhausen und dem 
Rheinfall lernten die fremden Gäste einen Teil unseres 
Landes kennen, und anlässlich eines Ausfluges auf den 
Chasseral sahen die meisten zum erstenmal die Alpen. 
Herrlicher Sonnenschein lag über den Juraweiden. 
Weisses Firnelicht glitzerte über dem Dunst des Mittel- 
landes. Es war ein grosses Erlebnis für unsere nordischen 
Freunde Heikkilä, van Amerongen, Engström, Shelton 
und wie sie alle heissen, man sah es ihren leuchtenden 
Augen an. 

Zum Schluss verdient auch eine echt genossenschaft- 
liche Geste der Schüler lobenswerte Erwähnung. Die 
"Teilnehmer der 23. Internationalen Genossenschafts- 
schule wurden durch einen gestifteten Beitrag von 200 


nz 22 


Franken Kollektivmitglied der Patenschaft Co-op mit 
Vorauszahlung von fünlzchn Jahresbeiträgen. Zudem 
wurden durch grosszügige Käufe von Patenschaftspro- 
dukten unsere Bemühungen zur Schaffung von Ver- 
dienstmöglichkeiten in «den Bergen tatkräftig unter- 
stützt. Vielen Dank! 

Möge dieser Geist echter Kameradschaft und gegen- 
seitiger Hilfe auch fernerhin als guter Stern über künf- 
tigen Sommerschulen des IGB leuchten! Sta 


Die Aufgaben der Genossenschaften 
in Kolonialgebieten 


Benötigen die Kolonialgebiete eine genossenschaft- 
liche Zusammenarbeit — und werden Genossenschaften 
dort auf natürliche Weise entstehen ? — Oder glauben 
wir bloss, die Bevölkerung der Kolonien erstrebe die ge- 
nossenschaftliche Organisationsform, während sie in 
Wirklichkeit etwas ganz anderes wünscht ? 

Doch — wer wire «die Genossenschaften organisieren, 
wenn diese sich als notwendig und nützlich erweisen 
sollten, und welche Unterstützung kann diesen Genossen- 
schaften in unterentwickelten Gebieten gewährt wer- 
den ? 

Im Vergleich zu unserem Lebensstandard sind nahezu 
alle Kolonialgebiete arm. Kinige unter ihnen — beispiels- 
weise Malaya oder die Goldküste — verfügen über frucht- 
bares Land und entwickeln sich erfreulich, aber ihr wirt- 
sehaftlicher Aufschwung birgt manche Gefahren in sich: 
Denn die Verteilung «des neuen Wohlstandes ist sehr un- 
gleich — und «ie überwiegende Mehrzahl der Bevölke- 
rung lebt nach wie vor in Armut. Sie ist sich dieses Zu- 
standes zwar ölters noch nicht bewusst, aber in steigen- 
dem Masse wächst auch in diesen Gebieten der Wunsch 
nach besseren Lebensbedingungen, insbesondere auch 
nach Schulungsmöglichkeiten. Diese Begehren können 
auf breiter Basis nur «dureh eine allgemeine Hebung des 
Lebensstandards erfüllt werden: leider wird diese Ent- 
wicklung in vielen Gebieten durch rücksichtslose und 
eigensüchtige Bereicherungsversuche einer beherrschen- 
den Minderheit verunmöglicht. Dies führt zu inneren 
Spaltungen und zu sozialen Misständen, wie wir sie bei- 
spielsweise in Westindien und im Fernen Osten, zum 
Teil auch in Ost- und Westafrika beobachten können. 

Aber in zahlreichen Kolonialgebieten bestände die 
Möglichkeit einer besseren Entwicklung, wenn An- 
regung und Unterstützung geboten und die Voraus- 
setzung zu genossenschaftlicher Zusammenarbeit ge- 
schaffen werden könnte. 

Diese Fragen behandelt in aufschlussreicher Weise 
Marjorie Nicholson in der soeben von der Co-operalive 
Union herausgegebenen Schrift «Co-operation in the 
Colonies». 

Erfreulicherweise findet sich in zahlreichen Gebieten 
eine alte genossenschaftliche Grundlage, denn an man- 
chen Orten weisen die alten, noch bestehenden Organi- 
sationsformen genossenschaftliche Züge auf. 

Die Entwicklung einer Genossenschaftsbewegung, die 
sich den örtlichen Gegebenheiten und Voraussetzungen 
anpasst, vermöchte soziale Fehlentwicklungen zu ver- 
hindern und könnte weite Gebiete der genossenschaft- 
lichen Tätigkeit erschliessen, um sie zu modernen For- 
men der politischen und wirtschaftlichen Organisation 
hinzuführen. Ks. 


(CHRONIK 


In Frankreich ist eine vorläufige Einigung zwischen der 
Reglerung und den Organisationen der streikenden Arheit- 
nehmer, mit Ausnahme der kommunistischen Gewerksehaf- 
ten, zustandegekommen, und der Streik wurde abgehrochen. 
Die Regierung unternimmt nun einen neuen Anlauf zur 
Anfwertung der Kaufkraft, wobei ihr als Ziel eine Senkung 
der l.chensmittelpreise um 10-15°, und der Preise für an- 
dere Bedarfsgüter, wie Möhel, Kleider, Wüsche, Schuhe 
usw. um 5-10°%, vorsehweht. Ferner prüft die Regierung 
Mittel und Wege zur Hlerauisetzung der ungenügenden 
Löhne durch Gewährleistung eines angemessenen Minimal- 
lohnes für alle Arheitnehmer der staatlichen Verwaltung, 
und man will versuchen, auch die Privatindustrie zur An- 
erkennung eines solehen Existenzminimums zu veran- 
lassen. 


Marokko erlehte einen politischen Umsehwung und die 
Absetzung des bisherigen Sultans. Die arabische Liga pro 
testiert dagegen und hat beantragt. die Angelegenheit in der 
Une zur Sprache zu hringen, während unterdessen der 
neue Sultan von Marokko, Sidi Mohammed ben Arala mit 
knapper Not einem Attentat entgangen Ist. 


Nachdem Frankreich willig scheint, die Unahhängigkeit 
jreichs Kambodscha in Indochina zu anerkennen. 
sind nun auch Laos und Vietnam in Verhandlungen üher 
ihre Unabhängigkeit Innerhalb der französischen Union 
getreten. 


des Köni 


Ein Umsturz in Persien hat Premierminister Mossadegh 
ins Gefängnis und den dem Schah ergebenen General Zahedi 
an die Macht gebracht. Der Schah ist nach Teheran zuriück- 
gekehrt, und es ist nun abzuwarten, ob die Verwirklichung 
der ihm zugeschriehbenen Ahsicht einer wirtschaftlichen und 
s len Iteiorm — u. a. Aufteilung des Grossgrundbesitzes — 
mit der neuen Regierung gelingt. 

Die Vereinigten Stauten hahen Persien zur Verbesserung 
seiner schwierigen Finanzlage wirtsehaftliche und tech- 
nische Hilfe im Wert von 25 Millionen Dollar in Aussicht 


gestellt. 
o 


In der politischen Kommission der Uno einigte man sich 
nach vielen Schwierigkeiten auf die Zusammensetzung der 
Friedenskonterenz in Korea. Es sollen daran teilnehmen: 
die Sowjetunion, Rotchina und Nordkorea einerseits und 
die krieglührenden Alliierten andererseits. Die Teilnahme 
Indiens wurde zwar schliesslich qutgeheissen, aber um bei 
der starken Opposition — 21 Nein gegen 27 Ja bei 21 Ent- 
haltungen — das Zustandekommen der Konferenz nicht zu 
yelührden, (rat Indien zurück. 


Die eidgenössischen Räte sind zur Herbstsession zusammen- 
getreten. Die Dilterenzen der heiden Räte üher die Bundes- 
inanzvorlage wurden hereinigt, wobei in der nun dem Volke 
zu unterhreitenden Vorlage die Ausgleichssteuer Tallen- 
yelussen und die Besteuerung der 5°, übersteigenden 
Rückvergütungen beibehalten wurde. Die Abstimmung 
wird voraussichtlich anfangs Dezember stattlinden. 


Aus längst vergangenen Zeiten... 


berichtet Walter @. Oschileieski in einer zum S0jährigen Bestehen des Zentralverbandes deutscher Konsungenossen- 


schaften e. V. erschienenen 


Schrift: «Wille und Tat, der Weg der deutschen Konsumyenossenschaftsbewegung». Man 


ist versucht. im Anklang an einen beon Film üblichen Gebrauch die verheissungsvolle Vorbemerkung anzubringen: 


Afällige 


Ähnlichkeiten sämtlicher hier geschilderter Vorgänge und Verhältnisse mit gegenwärtigen Vorgängen und 


Verhältnissen sind rein zufällig! 


Die konsumfeindliche Politik der Mittelstandspartei 


Die Verdächtigungen und Verleunlungen der Gegner 
der Konsumgenessenschaften steigerten sich immer 
mehr zu einer systematischen Kampagne. die ihre oflen- 
kundigen, mit den Mitteln des politischen Terrors ver- 
folgten Zwecke um so erfolgreicher durchführen konn- 
ten. ls sie sich auf dem Büuxlen eines schon unterminier- 
ten Parlamentarismus vollzogen. Die Angrifle — dies 
muss als historisches Faktum festgehalten werden - 
gingen von den Verbänden und Organen des organisier- 
ten Mittelstandes aus, die sich in ihren interessenpoli- 
tischen Absichten der Reichspartei des gewerblichen 
Mittelstandes bedienten. An konstruktiven Gedanken 
hatte diese Mittelstandspartei so gut wie nichts zu bie- 
ten, sie sammelte skrupellos die Unzufriedenen um sich ; 
es war ihr aber immerhin gelungen. 1928 mit 28 Man- 
daten in den Reichstag zu kommen: In der ersten Re- 
sierung Brüning (1930/31) stellte sie den Justizminister 
und bildete trotz ihrer zahlenmässigen Schwäche eine 
Zeitlang das «Zünglein an der Waage» innerhalb der Re- 
gierungskoalition. 


Diese Machtposition hat die Mittelstandspartei auch 
gehörig zum Nachteil der Verbraucherorganisationen 
ausgenutzt. Jedenfalls erreichte sie, dass sieh auch die 
Gesetzgebung jetzt offen in den Dienst der Konsum- 
genossenschaftsgegner stellte. Auf ihr Betreiben wurde 
1930 die Sonderumsatzsteuer für Grossbetriebe des 
Jöinzelhandels (mit einem Jahresumsatz von über einer 
Million Reichsmark) eingeführt, dlie mit 0,5% des Um- 
satzes - neben der schon bestehenden Umsatzsteuer von 
0,55%, — die Konsumgenossenschaften zusätzlich mit 
rund fünf Millionen Reichsmark im ‚Jahr belastete. In 
Gemeinschaft mit den Nationalsozialisten forderte die 
Wirtschaftspartei eine weitere gestallelte Erhöhung der 
Sondersteuer bis zu 4%, des Umsatzes, also das Vierein- 
halbfache von dem, was die Kleinbetriebe zu zahlen 
hatten. In den Ländern, die sich für clen Rechtsradikalis- 
mus am frühesten anfällig zeigten, wie zum Beispiel 
Thüringen, wurde noch eine besondere Lohnsummen- 
steuer von 6% für Einzelhandelsbetriebe mit einem Um- 
satz von über 300000 Reichsmark im ‚Jahr eingeführt. 


Unter dem nationalsozialistischen Terror 


Das Aufkommen des Nationalsozialismus ist nicht 
zuletzt auf die Bestrebungen des organisierten Mittel- 
standes zurückzuführen. Die rein sefühlsmässige und 
verschwommene «antikapitalistisehe» Sehnsucht der 
Mittelschichten wurde von politischen Demagogen be- 
wusst in nationalsozialistische Bahnen gelenkt. Die 
Geister, die die Mittelstandspartei rief, wurden ihr zum 
eigenen Verhängnis. In den Wahlen des Jahres 1930, in 
denen die NSDAP mit 107 Mandaten zur zweitstärksten 
Partei aufstieg. wurde die Mittelstandspartei völlig auf- 
serieben. Die Nationalsozialisten wussten, dass sie 
mit ihren Parolen «Brechung der Zinsknechtschaft», 
«Kampfden Warenhäusern », « Vernichtung der Konsum- 
genossenschaften» die Mittelständler locken und ein- 
fangen konnten. Folgerichtig hatte sich der «Kampf- 
hund des gewerblichen Mittelstandes» der NSDAP an- 
gegliedert. Aus diesem Kampfbund wurde später die 
NS Hago (Handels- und Gewerbeorganisation). 

In vielen Orten ging man daran, «Bezugsquellenbü- 
cher» (mit den Adressen «erlaubter» Geschäfte) und 
Kontrollkarten. in denen über die Einkäufe bei den 
Gönnern der NSDAP Buch geführt wurde, auszugeben. 
Konsumgenossenschaftsmitglieder wurden in Partei- 


Unter der 


Mit dem Beginn des Jahres 1933 begann der Leidens- 
weg der deutschen Konsumgenossenschaften unter der 
Herrschaft des Nationalsozialismus. Der unglückselige 
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und Mittelstandsblättern namentlich angeprangert, vor- 
gedruckte Austrittserklärungen versandt und nieht nur 
Beamte und P: iwrteifreunde, sondern auch «gewöhnliche» 
Volksgenossen zur Befolgung «der Parole: «Deutsche, 
kauft nur in deutschen Geschäften! Meidet Warenhäuser 
und Konsumvereine!» unter Druck gesetzt. 


Wollte man alle diese konsumfeindlichen Aktionen 
der nationalsozialistischen Mittelständler in der End- 
phase der Weimarer Republik und zu Beginn der Hitler- 
Diktatur, die mit einer noch nie dagewesenen Schärfe 
betrieben w urde, im einzelnen aufführen, könnte man 
ein ganzes Buch damit füllen. Diese Aktionen hatten 
ihre eigene Methode, die jeweils «den örtlichen Verhält- 
nissen angepasst war; sie reichten von hinterhältiger 


Verleumdung bis zum unverhüllten Terror. Der «Völ- 
kische Beobachter», das Zentralorgan der NSDAP, 


nannte die ca Konstinveraind «politisch 
und kapitalistisch aufgezogene Pestbeulen», bis die 
niedrigsten Instinkte verhetzter Menschen so entfesselt 
waren, dass sie sich in offener Gewalttat gegen Genossen- 
schafter und gegen genossenschaftliches Gemeineigen- 
tum austobten. 


Tyrannis 


30. Januar, an dem Reichspräsident von Hindenburg 
Hitler mit dem Amt ces Reichskanzlers betraute, war 
ein schwarzer Tag in der deutschen Geschichte. Die 
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schon dureh die Regierungen Papen und Schleicher un- 
terhöhlte Demokratie wurde durch die Tyrannis ab- 
gelöst. Gewalt ging vor Recht. 

Sehr bald wurden auch die Konsumgenossenschaften 
in den Strudel cler sich überstürzenden und sich immer 
chaotischer auswirkenden Ereignisse hineingerissen. 
Waren die Übergriffe gegen die Konsumgenossenschaf- 
ten in der Zeit vor 1933 böse Auswüchse des politischen 
Kampfes, so wurden sie nach der Machterschleichung 
durch die Nationalsozialisten als «Ausbrüche des ge- 
rechten Volkszorns» zu legalisierten Willkürakten. 

... Die Länder Baden und Bayern gingen unter Be- 
rufung auf die Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze von Volk und Staat daran, die Gründung von 
Konsumvereinen zu verbieten. Braunschweig unter- 
sagte allen Beamten und sonstigen Angehörigen des 
staatlichen Dienstes «lie Mitgliedschaft. 

.Als am 2. Mai 1933 Vorstand, Ausschuss und Ge- 
neralrat des Zentralverbandes planmässig in Hamburg 
tagten, drang eine SA-Kolonne in die Sitzung ein und 
besetzte das Verwaltungsgebäude. Dr. h.c. Adam 
Remmele wurde einen Tag später in seiner Wohnung 
verhaftet und in ein süddeutsches Konzentrationslager 
übergeführt. 

... Henry Everling wurde am gleichen Tage aufgefor- 
dert, mit dem Staatskommissar Grahl zu einer Bespre- 
ehung mit dem leichsorganisationsleiter der NSDAP 
und künftigen Führer der Deutschen Arbeitsfront, 
Dr. Ley, nach Berlin zu fahren. In dieser Besprechung 
erklärte Dr. Ley auf die Frage Everlings, was die Kon- 
sumgenossenschaften und ihre Zentralen vom «Dritten 
Reich» zu erwarten hätten, kurz und bündig: «Tech habe 
den Auftrag vom Führer. die Konsumgenossenschaften 
zu vernichten.» 

... Schon wenige Tage nach «dieser ersten Fühlung- 
nahme mit den Machthabern des «Dritten Reiches» 
wurde Henry Everling und Staatskommissar Grahl 
abernals nach Berlin gerufen. An der Konferenz mit 
Ley, die im Sitzungszimmer der bisherigen Arbeiterbank 
in der Wallstrasse stattfand, nahmen neben Everling, 
Grahl und Ley das bisherige Vorstandsmitglied des 
Kölner Reichsverbandes, Robert Schloesser, «der oberste 
Leiter für die durch die Nazis enteigneten Wirtschafts- 
betriebe, Pg. Karl Müller, und die Vorstandsmitglieder 
des Reichsverbandes und der Gepag. Peter Schlack 
und Fritz Klein, teil. In dem gleichen «Atemzug», in 
dem Dr. Ley die Erklärung abgab, dass der Führer be- 
absichtige, die Konsumgenossenschaften weiter be- 
stehen zu lassen, verkündete er deren Umbildung nach 
den Prinzipien nationalsozialistischer, das heisst autori- 
tärer Wirtschafts- und Menschenführung. 

... Zwei widerstreitende Gruppen standen sich gegen- 
über: die eine, die die Konsumgenossenschaften wegen 
ihres wirtschaftlichen und sozialen Leistungsvermögens 
zum Zwecke der Machtanreicherung des nationalsozia- 
listischen Regimes bestehen lassen wollte: die andere, 
wie die NS-Hago, (lie len bisherigen Kampf im Interesse 
des privaten Gross- und Kleinhandels bis zur völligen 
Zerschlagung der Konsumgenossenschaften fortsetzen 
wollte, 

... Das am 21. Mai ‚1935 erlassene verhängnisvolle 
«Gesetz über V’erbrauchergenossenschajten», das seiner gan- 
zen Tendenz nach das Ende der Konsumgenossenschafts- 
bewegung im «Dritten Reich» für einen Teilbereich vor- 
wegnahm, bestimmte erstens: dass die Errichtung von 
Verbrauchergenossenschaften der Genehmigung des 


Reichswirtschaftsministeriums bedürfe, was praktisch 
einem Verbot von Neugründungen gleichkam, und zwei- 
tens: dass eine Reihe von Verbrauchergenossenschaften, 
«die lebensunfähig sind, mit Zustimmung des Reichs- 
wirtschaftsministeriums bis zum 31. Dezember 1935 
ihre Auflösung beschliessen» musste. 


... Von dieser gesetzlich erzwungenen Liquidation 
sind 73 Konsumgenossenschaften betroffen worden. Sie 
verfügten Ende 1934 über einen Mitgliederbestand von 
1.073 354 und beschäftigten 12 819 Personen. In 2714 
Verteilungsstellen hatten sie noch 1935 einen Umsatz 
von rund 157,5 Millionen Reiehsmark, wovon 54,4 Mil- 
lionen Reichsmark auf die eigene Güterherstellung ent- 
fielen. Ferner gehörten 50 Bäckereien, 26 Fleischereien, 
2 Molkereien, 5 Mühlen, 22 Mineralwasserfabriken und 
sonstige Betriehe sowie 53 Zentrallager zu ihrem Ge- 
schäftsbereich. 


...Mit der Liquidation, durch die der Reichsbund 
etwa 30%, seines Bestandes verlor, waren in Auswirkung 
des Gesetzes «allzu scharfe Konkurrenzverhältnisse 
zum Einzelhandel beseitigt», wie Dr. Reinhold Zirwas 
in seiner geschichtlichen Darstellung «Die Entwicklung 
der deutschen Verbrauchergenossenschaften in den 
Jahren 1924 bis 1935» (Hamburg 1936) schrieb. Das war 
aber auch der wirtschaftspolitische und agitatorische 
Sinn dieser von den mittelständlerischen Wirtschafts- 
gruppen mit Hilfe der Regierung gegen die Genossen- 
schaften inszenierten Aktion. 


... Die Reichsbehörden taten alles, um den Ver- 
braucherorganisationen das Leben schwer zu machen. 
Ins Reichswirtschaftsministerium war jetzt der Reichs- 
kommissar für den gewerblichen Mittelstand, ein frü- 
herer Handelskammersyndikus und deutschnationaler 
Abgeor«dneter, eingezogen, um ausgerechnet die Leitung 
der Abteilung zu übernehmen, der die Genossenschaften 
unterstanden. 


... Der Katalog der Schwierigkeiten, gegen die der 
Reichsbund mit gestutzten Flügeln immer wieder anzu- 
gehen versuchte, könnte beliebig vergrössert werden. Als 
die Kurve der Umsätze, wenn auch nur geringfügig, zu 
steigen begann, wurde von dem neuen Reichswirtschafts- 
minister Funk in einer Rede auf der Tagung des «Deut- 
schen Handels» am 24. Mai 1938 (die Frage der Konsum- 
vereine und der GEG unter dem Gesichtspunkt ihrer 
endgültigen Liquidierung behandelt. Man erklärte, «dass 
diese Gebilde», wie sich Funk ausdrückte, «als kollek- 
tive Grossbetriebe von Verbrauchern nicht den Grund. 
sätzen der nationalsozialistischen Führung entsprachen». 
Einer der erbittertsten Gegner der Konsumgenossen- 
schaften, der Leiter der Reichsgruppe Handel und der 
Wirtschaftsgruppe Einzelhandel, Dr. Hayler, wurde als 
Staatssekretär ins Wirtschaftsministerium berufen. 


... Die kurze Galgenfrist, die den Konsumgenossen- 
schaften noch bis zu ihrer völligen Verniehtung durch 
die Verordnung des Generalbevollmächtigten für die 
Wirtschaft, Reichswirtschaftsminister Funk, vom 18. 
Februar 1941 blieb, wurde eigentlich nur noch von der 
schon einige Tage vor Ausbruch des zweiten Weltkrieges 
eingeführten Rationierung bestimmt. Durch das totale 
Bewirtschaftungssystem wurde mit einem Schlage deut- 
lich, wie dilettantisch es war, die Konsumgenossenschaf- 
ten nicht in die Organisationen der gewerblichen Wirt- 
schaft eingegliedert zu haben. Alle produktiven Betriebe 
und Handelsunternehmungen gehörten einer Wirt- 
schafts- und Fachgruppe an und waren dureh diese auto. 


matisch von den Bowirtschaftungsstellen erfasst. Nur die 
Konsumgenossenschaften hingen völlig in der Luft. So 
gab es viele Sachbearbeiter der kriegswirtschaftlichen 
Behörden, denen die Verbrauchergenossenschaften un- 
bekannt oder lästig waren. Die Verbrauchergenossen- 
schaften mussten ihre ganze Kraft daransetzen, um in 
zahlreichen Einzelverhandlungen ihre Gleiehstellung mit 
Jen Privatbetrieben durehzusetzen. damit ihre Mitglie- 
der bei allen Kontingentierungen und sonstigen Zu- 
teilungen nicht zu kurz kamen. 

... Die rücksichtlos Iiquidierten Konsumgenossen- 
schaften und ihre Einriehtungen wurden samt und son- 
ders von der DAF in das mit einem Kapital von einer 
Million Reichsmark ausgestattete und als eigene Rechts- 
und Vermögensträger gegründete «Gemeinschaftswerk 
der Deutschen Arbeitsfront GmbH» übergeführt, das am 
1. April 1941 seine Tätigkeit aufnahm. Das Gemein- 
schaftswerk war in finanzieller Hinsicht ein Holding- 
Unternehmen, organisatorisch eine reine Befehlsstelle 
für sämtliche dem neuen Konzern einverleibten Betriebe 
und Einrichtungen. Mit der Einweisung der Vermögens- 
bestandteile und Verbindlichkeiten machte man es sich 
insofern leicht, als keinerlei Rechtsnachfolge festgelegt 
war. 

... Mit den aus den Konsumgenossenschaften hervor- 
gegangenen 135 «Tersorgungsringen» wurden Gross- 
tilialbetriebe in der Rechtsform von Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung geschaffen, die über 12000 Ver- 
kaufsstellen und über die Zentrallager, Kaufhäuser und 
Produktionsstätten der früheren Konsumgenossenschaf- 
ten verfügten. 

... Die seit 1935 als Nachfolgerin der GEG bestehende 
“Deugro» hatte man als einziges Unternehmen aus der 
früheren Konsumgenossenschaftsbewegung als selbstän- 


dige Gesellschaft und Rechtspersönlichkeit bestehen Ias- 
sen. Aber dureh die Ausgliederung der Herstellungs- 
betriebe, die in die GW-Industrie GmbH eingebracht 
wurden, war die «Deugro» ihres wirtschaftlichen Schwer- 
punktes beraubt und auf den Stand einer reinen Gross- 
handelsfirma zurückgedrängt worden. 

... Die eigennützigen Hoflnungen («er mittelständ- 
lerischen Kreise der NSDAP, die man mit der Zerschla- 
gung der Konsumgenossenschaften nährte, sollten durch 
den Machtspruch der Deutschen Arbeitsfront bitter ent- 
täuscht werden. Die Zusammenflüsse der ansehnliehen 
Gewinne an einer Stelle, die Ausbreitung des Geschäfts- 
betriebes der Versorgungsringe auf allgemeine Käufer- 
schichten, die erheblichen Umsätze mit Grossabneh- 
mern, vor allem mit der Wehrmacht, hatten die Deut- 
sche Arbeitsfront auch auf dem Gebiete der Versorgung 
mit Nahrungsmitteln zu einem mächtigen wirtschaft- 
liehen Faktor werden lassen, der eine immer noch sehr 
beachtliche Konkurrenz für den selbständigen Einzel- 
handel darstellte. Natürlich «lurfte man das nicht offen 
zugeben. Aber die Trostsprüche «les Herrn Ley, nach 
denen (das Gemeinschaftswerk (der DAT zu einer «Hohen 
Schule des Einzelhandels» werden sollte, wurden von 
dem gewerblichen Mittelstand mit gemischten Gefühlen 
aufgenommen. Es wäre müssig, sich jetzt noch Gedanken 
darüber zu machen, ob sieh der expansive Machtwille 
der Deutschen Arbeitsfront o(ler «die Mittelstandspoli- 
tiker in der NSDAP durchgesetzt haben würden. Das 
Ziel beider Richtungen war die Vernichtung der Kon- 
sumgenossenschaften als Selbsthilfeeinriehtungen der 
organisierten Verbraucher. Den schmählichen Ruhm, 
dieses Ziel zum Schaden der arbeitenden Sehichten des 
deutschen Volkes erreicht zu haben. konnten beide für 
sich in Anspruch nehmen. 


Sonderkurs des IGB für Genossenschafterinnen 


unter dem Patronat der Unesco im Chäteau La Bröviere bei Compiegne (Frankreich) 15.-29.. August 


In dem schönen Schloss im Walde von Cumpiegne, 
das dem schwedischen Gewerkschaftsbund von seinem 
einstigen Führer Hjalmar Branting als Bildungsstätte 
geschenkt wurde und nun auch der Unesco zur Verfügung 
steht. durfte auf die freundliche Einladung dieser inter- 
nationalen Organisation auch der Internationale Ge- 
nossenschaftsbund in diesam ‚Jahr einen Sonderkurs für 
Genossenschafterinnen eröffnen. Dieser stand unter (der 
Leitung seiner Generalsekretärin. Miss Polley. 

Die landschaftliche Schönheit und Stille, weitab vom 
Getriebe einer Grosstadt, waren so recht geeignet für das 
Studium ernsthafter Fragen welche unser Programm 
enthielt. 

Zur Behandlung stunden folgende Vortrags- und Dis- 
kussionsthemen: 


I. «Über die Kaufkrajt des Verbrauchers», gehalten von 
Marcel Brot, Vizepräsident des IGB. 

2. «Der Einfluss der Hausfrauen auf die Warenqualität», 
von Lis (roes, Dünemark. (Da die Referentin nicht an- 
wesend sein konnte, übernahm Frau Greta Bergström, 
Stockholin, die notwendigen Erläuterungen.) 

3. «Die Beteiligung der Frauen an. der demokratischen. 
Verwaltung in der Konsumgenossenschaftsbewegung», 
Referentin: Frau Emmy Riedl, Hamburg. 
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+4. «Nie nützen wir unsere lebendigen Kräfte», Charles- 
Henri Barbier, Basel. 


5. «Die Bildungsmöglichkeiten in den unterentwickelten 
Ländern», von Miss Das aus Indien, Mitglied der 
Umesceo. 


Am Kurs waren zwölf Länder vertreten mit insge- 
samt 36 Delegierten. Das Studium der gehörten Vor- 
träge — eine Anlage für Simultanübersetzung erleichterte 
den raschen Gang «der Verhandlungen — ging in drei 
Sprachgruppen vor sich, und jede Gruppe erstattete 
nach Beendigung der Diskussion einen Bericht. Diese 
Berichte bildeten anderntags die Grundlagen einer all- 
gemeinen Diskussion. Am Schlusse des Seminars wurde 
von einer kleinen Redaktionskommission ein allgemei- 
ner Bericht ausgearbeitet, in dem stichwortartig die 
Grundgedanken der einzelnen Diskussionen zusammen- 
gefasst wurden. Im Nachfolgenden einige Punkte aus 
den Berichten. 


Die Schülerinnen, die am Seminar des IGB in La Bre- 
viere zusammengekommen sind, betonen, dass die Ge- 
nossenschaftsbewegung einen Teil einer Gesellschafts- 
ordnung darstellt, die sich im Laufe der Zeit stark ver- 
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ändert hat und sich noch mehr verändern wird, beson- 
ders im Hinblick auf die 


tolle der Frau in der Gesellschaft. 


Die Genossenschaftsbewegung wird, nach ihrer Ent- 

wicklung bemessen, als eine Volksbewegung anerkannt, 
an der Männer wie Frauen in voller Verantwortung mit- 
arbeiten sollen. Ein Mitgliecl — eine Stimme wird überall 
zu eng ausgelegt und fast immer in einem Sinne, der die 
Frau von der Möglichkeit ausschliesst, im annähernd 
gleichen Verhältnis wie der Mann an der demokratischen 
Kontrolle der Bewegung teilzuhaben. 
Die gleiche Situation und das Bedürfnis nach einer 
Anderung ist in noch grösserem Masse in der Gesell- 
schaft zu konstatieren, cla die Mitarbeit der Frau eher 
als eine Ausnahme zu betrachten ist. Obgleich eine Um- 
stellung in der Gesellschaft nicht durch die Genossen- 
schaftsbewegung allein erreicht werden kann, so könnte 
sie doch ihren Einfluss geltend machen, indem sie ihre 
eigene Ordnung neu gestaltet und dadurch beispiel- 
gebend voranschreitet. 

Das Problem (ler Üenossenschaftsbewegung wurde 
ernsthaft und unvoreingenommen in seinen sehr viel- 
seitigen sozialen Zusammenhängen besprochen und be- 
trachtet; dlaher kam «das Seminar zur Ansicht, dass die 
Lösung dieses Problems nur durch umfassende Bildung 
und Erziehung herbeigeführt werden kann und dass als 
dringendes Bedürfnis eine Reform auf diesem Gebiet 
national und auch international sehr zu wünschen 
wäre. Ebenso war (das Seminar der Meinung, dass in 
jeder Sphäre «ler Bewegung ihre Tdeale höher geachtet 
werden sollten. und bedauert, dass im Laufe der ‚Jahre 
die Entwicklung in steigendem Masse materialistisch 
und immer weniger idealistisch geworden ist, so dass sie 
sich immer weniger von andern Wirtschaftsunterneh- 
men unterscheidet. 

Hinsichtlich der «demokratischen Kontrolle war das 
Seminar der Ansicht, dass der Grundsatz «Ein Mitglied — 
eine Stimme» so angewendet werden muss, dass jede 
Frau, die in der Genossenschaft mitzuarbeiten wünscht, 
auch das Recht hat, die persönliche Mitgliedschaft 
zu erwerben. Das Seminar hat die Erfahrungen und 
Kenntnisse, die die Männer auf diesem Gebiet gesam- 
melt haben, voll gewürdigt und anerkennt, dass in dieser 
Beziehung die Frauen noch viel zu lernen haben: trotz- 
dem besteht einstimmig die Meinung, dass auch Frauen 
die Fähigkeiten besitzen, an verantwortungsvollen Stel- 
len mitzuarbeiten, im gleichen Sinn wie die Männer. 
Bin Teil der Bewegung muss nach Ansicht. des Seminars 
unbedingt als ein den Frauen zusagendes Gebiet ange- 
sehen werden: das ist 


der Genossenschaftsladen, 


da wo sie ihre Einkäufe tätigen. Denn ihre Einkäufe in 
diesem Laden sind es, die die Genossenschaft am Leben 
erhalten. Es muss cdaher eine Aufgabe der genossen- 
schaftlichen Bildungsarbeit sein, der Genossenschaf- 
terin zum Bewusstsein zu bringen, welchen Einfluss ihre 
ungeteilte Kaufkraft auf den Erfolg des genossenschaft- 
lichen Unternehmens ausübt. Dies wird ihr logischer- 
weise auch klarmachen, welchen Einfluss sie auf Quali- 
tät, Preis und Sortiment der von der Genossenschaft ver- 
mittelten Waren ausüben könnte, und sie wird dann auch 
ein Mitspracherecht auf diesen Gebieten anstreben, und 
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Zwar nicht nur in bezug auf Lebensmittel, sondern auch 
auf Wäsche, Kleider, auf Küchengeräte und Einrich- 
tungsgegenstände für ihr Heim. Sie wird ebenfalls den 


Wunsch haben, in die genossenschaftliche Eigenproduk- 
tion tiefer einzudringen. 


Sehr empfohlen wurden von den schwedischen (ie- 
nossenschafterinnen die 


Verhraucherkurse, 


und es wurde ganz besonders betont, welch gute Er- 
fahrungen die skandinavischen Länder mit diesen Kur- 
sen machten. «Hausfrauen-Centres», «Verbraucher- 
räte» und «Versuchsküchen» werden als Notwenldlig- 
keiten betrachtet, um den Kontakt zwischen den Haus- 
frauen und ihrem Laden lebendig zu gestalten. Das 
Seminar stellt sich hinter diese Forderungen und befür- 
wortet diese Anregung; es wurde auch festgestellt, dass 
Schritte in dieser Richtung von den verantwortlichen 
Organen der dem IGB angeschlossenen Genossenschafts- 
bewegungen ernsthaft in Erwägung gezogen werden 
sollten. Nun befasste sich das Seminar noeh mit der 
überaus wichtigen Frage der 


Bildung der Genossenschafterinnen 


in bezug auf die Bedeutung ihrer Kaufkraft, ihres Ein- 
flusses auf die genossenschaftliche Dienstleistung im 
einzelnen und im allgemeinen. Die Wege dazu sind 
mannigfaltig und müssen sich den Traditionen der ein- 
zelnen Länder anpassen. Die bereits bestehenden For- 
men der genossenschaftlichen Schulung und Bildung, 
einschliesslich Studienzirkel, Vortragstätigkeit, Fort- 
bildung durch gute Filme, Besuch genossenschaftlicher 
Einrichtungen, Verbraucherkurse, «Hausfrauen-Cen- 
tres» verbunden mit Hauswirtschaftslehre und Ver- 
suchsküchen, sowie Schülergenossenschaften, werden 
sämtlich als ausgezeichnet anerkannt; dennoch ist das 
Seminar der Ansicht, dass in keinem Lande dem vor- 
handenen Bedürfnis Genüge getan wird und dass eine 
Erweiterung des schon Bestehenden wünschbar sei. Es 
besteht die Meinung, dass vielleicht der IGB auf inter: 
nationalem Boden einen Anstoss geben sollte, indem er 
selber die Bedeutung der Frau in der Genossenschafts- 
bewegung anerkennt, ebenso auch die Wichtigkeit der 
richtigen Vorbereitung der Frauen für ihre Rolle. Vom 
IGB aus sollten die ihm angeschlossenen Organisationen 
darauf hingewiesen werden, sich einmal ernsthaft mit 
diesen Fragen zu beschäftigen. Der IGB sollte auch 
dafür besorgt sein, die notwendigen Mittel für die Er- 
ziehung und Bildung der Frauen im Rahmen des Pro- 
gramms der Henry-May-Stiftung bereitzustellen. Er 
sollte auch dafür sorgen, dass befähigte Frauen in die 
Delegationen aufgenommen werden, die zu internationa- 
len Konferenzen der Genossenschaftspresse, für ge- 
nossenschaftliche Erziehung und Bildungs- und Woh- 
nungsfragen entsandt werden. 


Bei jeder Diskussion wurde die Bedeutung der be- 
stehenden genossenschaftlichen Frauenorganisationen 
betont, und es war besonders interessant, dass von eini- 
gen Vertreterinnen gerade der ältesten dieser Organisa- 
tionen die Notwendigkeit zugegeben wurde, in Würdi- 
gung der in andern Ländern erzielten Ergebnisse und 
Erfahrungen manches zu ändern und zu verbessern. 
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UNTERTAN oder MITARBEITER? 


Von Dr. Franziska Baumgarten-Tramer 


lat 


NELLITE 
Die Technik des Befehlens 


Die allgemeinen Gründe. die zu Gehorsam oder Un- 
«ehorsam führen. zu kennen. ist von grösster Wichtig- 
keit für jeden Vorgesetzten, da diese Kenntnis ihn be- 
fühigt. das Verhalten seiner Angestellten zu den von 
ihm erteilten Befehlen leichter zu begreifen und zu be- 
urteilen. Doch durch diese Kenntnis allein ist der Vor- 
gesetzte noch nicht imstande. seine Angestellten zum 
Gehorchen. das heisst zur Ausübung der erteilten Be- 
fehle oder Anordnungen zu veranlassen. Von seiten des 
Vorgesetzten — des zweiten Partners in der Situation 
“Befehlen - Gehorchen »- müssen noch bestimmte andere 
Bedingungen erfüllt werden. um zu erreichen, dass der 
Angestellte seine Widerstände vergisst. nicht beachtet 
oder überwindet. Alles muss dazu getan werden, damit 
dem Angestellten die Ausführung des Befehles möglichst 
leicht fällt. Auch der vom besten Willen zum Gehorsam 
beseelte Angestellte kann einen Befehl nicht ausführen, 
der auf unzweckmässige Art und Weise erteilt wurde. 
«Wer wohl befiehlt, dem wird wohl gehorsamt», sagt ein 
alter Spruch. Wie oft rechtfertigen sich die Angestellten, 
wenn ihnen Ungehorsam vorgeworfen wird. mit der Er- 
klärung. der Befehl sei so unklar an sie ergangen, dass 
sie ihn nicht verstanden hätten. Eine bestimmte «Tech- 
nik des Befehlens» erweist sich daher als notwendig. Sie 
ist heute schon so weit entwickelt. dass man imstande 
ist. einige Regeln aufzustellen. deren Einhaltung gute 
Erfolge zeitigt und daher zu empfehlen ist. Die wichtig- 
sten davon wollen wir hier anführen. 


Diese Regeln betreffen zwei verschiedene Seiten des 
Befehlens: die innere Seite - den Inhalt des Befehlens - 
und die äussere Seite - den Ton und den Zeitpunkt des 
Befehlens. 


Anf diese wollen wir num näher eingehen. 


Il. Der Inhalt des Befehls 


l. Der Befehl muss in möglichst wenigen, einfachen 
Worten klar und deutlich erteilt werden, damit er leicht 
verständlich ist und nicht missdeutel werden kann. 


Dies ist von doppelter Wichtigkeit, erstens, weil mit 
einer geringen Aufnahmefähigkeit des Angestellten ge- 
rechnet werden muss, zweitens, weil dadurch die oft 
benutzte Ausrede, der Befehl sei ungenau erteilt worden 
und man habe ihn daher in ganz anderem Sinne verstan- 
den, hinfällig wird. 


2. Dem erteilten. Befehl (oder der getroffenen Anordnung) 
darf nicht sogleich ein zweiter folgen, der ihn ergänzt oder 
korrigiert. 


Dies richtet nur Verwirrung an. Daher sollte kein Be- 
fehl überstürzt gegeben. sondern vorher reiflich überlegt 
werden. 
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Der Vorgesetzte, (ler einem gegebenen Befehl sogleich 
einen zweiten nachschiekt, um den ersten dadurch zu 
korrigieren, untergräbt mit dieser Handlung sein 
eigenes Änsehen beim Angestellten. 


3. Der Befehlende muss sich vor »lusgabe des Befehls 
darüber Mar sein, wieviel Zeit die Ausführung seines 
Befehls in Anspruch nimmt. 


Häufig werden übertriebene Forderungen in bezug 
an die Raschheit der Ausführung gestellt. 


4. Der Befehl muss der Leistungsfähigkeit des Angestell- 
ten Rechnung tragen. 


Er darf nicht zu schwer ausführbar sein, weil er sonst 
entmutigt, aber auch nieht zu leicht, damit der AN- 
gestellte sich nicht unterschätzi fühlt oder den Auftrag 
bagatellisiert. 


3. Wenn es irgend möglich ist, soll der Befehl der In. 
dividualität des Angestellten angepasst sein. 


Einem langsam Arbeitenden darf man keinen Auftrag 
geben, der rasch ausgeführt werden muss. Von einem 
schnell Arbeitenden hingegen darf man nicht zu wenig 
fordern, da er sich sonst, seinen Fähigkeiten entspre- 
chend, nicht beschäftigt fühlt. Manche Angestellte 
wünschen eine Erklärung für die an sie ergangene For- 
derung, anderen wiederum ist jede Erklärung lästig, da 
ihnen die Gründe zu dem an sie ergangenen Befehl klar 
sind. 

Sehr zu begrüssen ist es für beide Teile, wenn der Auf- 
traggebende sich nach den Wünschen und Neigungen 
seines Angestellten richten kann, da er dann mit dem 
Interesse des Ausführenden rechnen darf. 


6. Der Befehl soll überzeugend sein, 


das heisst der Angestellte muss die Gewissheit gewinnen, 
dass es aus sachlichen Gründen notwendig ist, die An- 
weisung auszuführen. 


7. Es empfiehlt sich, den. Befehl nicht einem einzelnen 
Angestellten, sondern. mehreren oder einer ganzen Gruppe 
zu erleilen, wenn dies möglich ist. 


Man gehorcht williger, wenn der Befehl unpersönlich 
ergangen ist. Der Befehl, den man einem Kollektiv er- 
teilt, wird als eine den Betrieb angehende, notwendige 
Bestimmung angesehen, während der an einen einzelnen 
ergangene Befehl leicht als Kommando aufgefasst wird. 


8. Ist der Befehl von besonderer Wichtigkeit, so ist er Zu 
wiederholen oder, was noch zweckmässiger ist, vom An- 
gestellten wiederholen zu lassen. 


Dadurch kann man sich mit Sicherheit überzeugen, ob 
der Auftrag verstanden wurde oder nicht. 


9. Der mündliche Befehl sollte denjenigen, der ihn aus- 
zuführen hat, möglichst unmittelbar erteilt werden. 


Wird er über eine Drittperson geleitet, so besteht die 
Gefahr der Entstellung, da nur in seltenen Fällen eine 
getreue Wiedergabe zu erreichen ist. 


10. Müssen mehrere Aufträge erteilt werden, so achte 
men darauf, dass 


a) dem einzelnen Angestellten nicht zu viele Befehle gleich- 
zeitig zukommen, da dieser sich sonst leicht überbürdet 
fühlt: 

b) dass diese Befehle in einer Reihenfolge erteilt werden, 
die der Logik entspricht, also der wichtigste Auftray 
zuerst, dann nacheinander die weniger wichtigen; der 
zeitlich dringendste an erster Stelle, dann die weniger 
dringlichen. 


Il. Ein Auftrag darf niemals so gegeben werden, dass 
der Angestellte das Eınpfinden hat, er werde ihm als Strafe 
für irgendein Vergehen auferlegt. 


Der Befehl muss derart erlassen werden, dass er einzig 
als eine für edlen Betrieb notwendige Massnahme an- 
gesehen werden Kam. 


2. Der Ton des Befehlens 


Viele Praktiker haben festgestellt, wichtiger als das, 
was man sagt, sei die Art, wie man es sagt: «C’est le ton 
qui fait la chanson.» Mag der Inhalt des Gesagten noch so 
unangenehm sein, wenn er in ruhigem Tone vorgebracht 
wird, so wirkt er nicht verletzend. Dies steht im Gegen- 
satz zu der in «len Kreisen der Vorgesetzten stark ver- 
breiteten Meinung, nur der schroffe, barsche Ton wirke 
autoritativ, dulde keinen Widerspruch, schüchtere ein 
und schütze cdlaher vor Auflehnung. Wohl mag das bei 
kleinmütigen Charakteren stimmen, auf die der an- 
massende, scharfe Ton als Vorbote eines Angriffs. einer 
feindlichen Handlung gilt und daher Anlass zu Angst 
gibt. Doch ist «die seelische Entwicklung der Angestell- 
ten unserer Zeit so weit fortgeschritten, dass sich das 
Selbstbewusstsein immer mehr verstärkt hat. Der mo- 
derne Arbeitnehmer lässt sich nicht so leicht einschüch- 
tern oder von seinen Forderungen abbringen, und der 
barsche Ton kann eine der Ansicht ganz entgegengesetzte 
Wirkung haben, nämlich Widerstand und Trotz hervor- 
rufen. 


Aus vernünftigen Gründen ist es daher geboten. jeden 
Befehl zwar in bestimmter, aber stets massvoller Weise 
vorzutragen. Impulsive Charaktere, die sich nieht so 
weit in der Gewalt haben, dass sie einer Anordnung den 
scharfen Ton nehmen können, eignen sich somit nicht 
zu «Befehlshabern». 


Kurz sei auch noch erwähnt, «lass Personen, «ie mit 
einem Sprachfehler behaftet oder unfähig sind, ihre 
Stinnme zu modulieren, das heisst ihr «len gewünschten 
Klang zu verleihen, nicht autoritativ wirken und sich 
daher nicht zum mündlichen Befehlen eignen. Dagegen 
finden starke, reife Persönlichkeiten mit reichem Innen- 
leben und grosser Überlegenheit ihren Angestellten ge- 
genüber immer den «richtigen Ton». Der «richtige Ton» 
ist in hohem Masse Äusserung sowohl der Menschen- 
kenntnis wie «der Herzenszüte. 
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20. ordentliche 
Präsidentinnenkonferenz 
des KFS 


an 9. September in Olten 


78 Sektionen mit 122 Delegierten und Gästen 
gaben sich am 9. September, einem prächtigen 
Herbstmorgen, Rendez-vous in Olten. Eine reich- 
haltige Traktandenliste zu behandeln war die Auf- 
gabe der Konferenz. Besondere Erwähnung verdie- 
nen folgende Geschäfte: Genossenschafterinnen- 
fonds, Reisekostenausgleich und Basar 1954. 

Der Genossenschafterinnenfonds wird bis Ende 
1953 inklusive Sektionsbeiträge und Zins sowie dem 
Ertrag aus der Rosenaktion die festgelegte Grund- 
summe erreicht haben. Er kann nun seinem bei der 
Gründung vorgesehenen Zweck zugeführt werden. 
Die Anträge der Kommission über Bestimmungen 
und Bedingungen der Arbeitsweise, welche in 
einem Reglement verankert werden sollen, wurden 
gründlich besprochen. Der bereinigte Entwurf wird 
den Sektionen zum Studium zugestellt. 

Vom Büro wurde, um den abseits vom Zentrum 
gelegenen Sektionen die Teilnahme an den Ta- 
gungen in finanzieller Beziehung zu erleichtern, 
ein «Umlageverfahren» für den Reisekostenaus- 
gleich vorgeschlagen. Nachdem sich mehrere Ge- 
nossenschafterinnen, mit einer Ausnahme, befür- 
wortend geäussert hatten. wurde die Einführung für 
die Delegiertenversammlungen und Präsidentinnen- 
konferenzen für je eine Delegierte beschlossen. 

Viel zu beraten gab das Traktandum 


Basır 1934 


Über Art und Weise der Durchführung hätte be- 
schlossen werden sollen. In einem Referat vertrat 
Direktor Ch.-H. Barbier die Auffassung. dass jede 
Sektion, je nach Vermögen, einen Basar veranstal- 
ten sollte, um dem Zweck. der Belebung des Inter- 
nationalen Genossenschaftstages, gerecht zu wer- 
den. Nach Anhören verschiedener Für und Wider 
wurde kein definitiver Beschluss gefasst. Darüber, 
dass der Basar durchgeführt werde, bestanden keine 
Zweifel, nur über das Wie konnte noch kein ab- 
schliessender Entscheid erzielt werden. Es wurde be- 
schlossen, dass jede Sektion an Hand eines Frage- 
bogens ihre Stellungnahme bekanntgeben soll. Mit 
dem endgültigen Beschluss wurde das Büro betraut. 
Reicher Gewinn für sieh sowie die Sektionsarbeit 
wurde den Delegierten zuteil durch das Referat: 
«Schule, Elternhaus und Genossenschaft» von 
A. Meyer. Er gab damit wertvolle Hinweise für 
künftige Aufgaben des KFS. 

Für die freundliche Bewirtung dureh den Consum- 
verein Olten sei an dieserStelle speziell gedankt. E.L. 
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Ein Rücktritt 


Auf Ende dieses Monats tritt Hans 
Schindler, Prokurist des V.S.K. und 
Leiter der Abteilung Käse. nach 34- 
jähriger erfolgreicher Tätigkeit in 
unserer Grosseinkaufszentrale in den 
Ruhestand. 

Hans Schindler erwarb sieh seine 
kaufmännischen und praktischen Er- 
fahrungen im Käsehandel in einer 
angesehenen Firma in Langnau im 
Emmental und trat 1919 zweiund- 
dreissigjährig als Fachmann in die 
Dienste des V.S.K. 1921 avaneierte 
er zum Adjunkten, und 1939 über- 
nahm er als Prokurist und Nach- 
folger von Jakob Güdel die Leitung 
dieses durehaus nicht einfachen Ge- 
schäftszweiges, der unter seiner Füh- 


rung einen stetigen Aufschwung 
nahm. Schindler ein 
Seinen Mitarbeitern war Hans 


immer 


gleich das Musterbeispieleinespflicht- 
bewussten und zuverlässigen Ar- 
beiters. Wer Rat brauchte, fand bei 
ihm williges Gehör und freundlichen 
Bescheid. Sein «gradliniger» Charak- 
ter, seine freundliche und gesellige 
Art kam auch den Beziehungen zur 
bodenständigen und berufsstolzen 
Käserschaft zugute und führten in 
allen geschäftlichen Verbindungen, 
die er für den V.S.K. anzuknüpfen 
und zu erhalten wusste, zu einem 
echten und gegenseitigen Vertrauens- 
verhältnis. Den guten \Vünschen, 
die er neben verdientem Dank von 
der Verbandstirektion, von seinen 
Kollegen und Mitarbeitern in die 
kommenden ruhigeren Zeiten mit- 
nehmen kann, werden wohl viele 
seiner Bekannten unter unsern Le- 
sern die ihrigen hinzufügen. 


konzilianter 
Kollege und Vorgesetzter und zu- 


Eine Stimme der Vernunft 


In einer Sonderbeilage der «National-Zeitung», Basel (Nr. 430 vom Freitag, 18. September 1053), über den selb- 
ständigen Detailhandel schreibt W.M. die folgende Betrachtung «Zum Geleit». Wir haben nichts hinzuzufügen als 
den frommen Wunsch, dass sein zweiter Abschnitt beim selbständigen Detailhandel Gehör finden möge — und wir 
haben nichts wegzulassen, weil sein erster Abschnitt uns soviel angeht wie jede andere Form des Detailhandelk. 
Die Beilage enthält eine interessante Diskussion um den Markenartikel und weitere schr lesenswerte Beiträge. 


Am äussersten Rande der wirtschaftlichen Land- 
schaft balanciert der Detaillist. Er ist mit der Kund- 
schaft so vertraut, so sehr ein Teil des täglichen Lebens, 
so unentbehrlich, dass man ihn dem Kreise der Wirt- 
schaft gar nicht mehr zugehörig empfindet, ein Kreis, 
dessen Bannlinie viele Leute nur mit Zögern zu durch- 
schreiten wagen. Wirtschaft heisst für viele heute im- 
mer noch Börse, Spekulation, Kapitalismus und viel 
Geld verdienen. Die Bereitschaft, die Äusserungen un- 
serer wirtschaftlichen Existenz als etwas Umfassendes 
und das menschliche Leben Durchdringendes anzuer- 
kennen, kommt uns nicht natürlich. Wir sind in wirt- 
schaftlichen Dingen, soweit wir sie als unlösbaren Teil 
unseres Menschtums auffassen sollen, seltsam wider- 
borstig und zugeknöpft: Und doch gehört die natür- 
lichste Sache der Welt, nämlich das Geldausgeben, ge- 
nau so gut zur Wirtschaft wie das Geldverdienen, und 
die Schwankungen der Tomatenpreise können wichtiger 
sein als das nervöse Auf- und Niederzucken von Balti- 
more Ohio oder National Distillers. 

Genau so, wie wir alle viel tiefer im Wirtschaftlichen 
drinstecken, als wir etwa vermeinen, erfüllt sich der 
Sinn des Wirtschaftens erst beim Verbrauch, beim Ge- 
nuss; dort, wo das Wirtschaftliche überfliesst in andere 
Sphären, wo es deutlich wird, wozu wir überhaupt wirt- 
schaften. Derjenige nun, der diesen Übergang erleich- 
tert, der ihm am nächsten steht, der von der Wirt- 
schaft aus die Arme ausstreckt hinein ins Private, steht 
auch dem Sinn der Wirtschaft am nächsten. Sein Waren- 
angebot, die von ihm offerierten Genussmöglichkeiten 
zeigen uns, warum wir uns eigentlich acht Stunden pro 
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‘Tag abhetzen. Es ist niemand anders als der Delaillist. 
Er ist das Bindeglied zwischen Produktion und Ver- 
brauch. Durch seine dienstfertigen Hände gleiten alle die 
guten Sachen für Küche, Keller und Haus, die das Le- 
ben so verschönern. 

Der Detaillist balanciert am Rande: Zwischen der rei- 
nen Wirtschaft und uns. Wir bringen zum Detaillisten 
immer ein Stück Privatleben mit. Ist dies nicht der 
Grund, warum sich die Leistung des Detaillisten für viele 
nicht im niedrigen Preis seiner Waren erschöpft. Nicht 
zuletzt darum glauben wir, dass beispielsweise der Slo- 
gan des selbständigen Einzelhandels: «Der Kunde soll 
sich bei uns wie zu Hause fühlen», eine grosse Berech- 
tigung hat. Es ist hier ähnlich wie bei den menschlichen 
Beziehungen im Betrieb. Man entdeckte plötzlich wieder 
die Bedeutung der Betriebsatmosphäre als Bindeglied 
zwischen Arbeit und Kapital. Genau so wie aber die 
Bemühungen um die Verbesserung der menschliehen 
Beziehungen im Betrieb ohne eine anständige und lei- 
stungsgerechte Entlöhnung fruchtlos im Sande ver- 
laufen, oder gar gegenteilige Wirkungen hervorrufen, 
müssen auch die Anstrengungen zur Schaffung eines 
«gemütlichen» Vertrauensverhältnisses zwischen De- 
taillisten und Kunden auf die Dauer ihr Ziel verfehlen, 
wenn nicht gleichzeitig wirtschaftliches Vertrauen durch 
eine konkurrenzfähige Preisgestaltung geschöpft wird. 
Wir sehen daher die Zukunft des selbständigen Detail- 
handels nur dann gesichert, wenn cr sich sowohl auf 
wirtschaftlichem als auch auf ausserwirtschaftlichem 
Gebiet auf die Leistung, auf seine eigene Leistung Ver- 
lässt. 


Der enorme Überfluss 


und Erntesegen an Zwetschgen hat zum Teil 
ausserordentliche Massnahmen erfordert, wenn 
nicht grosse Quantitäten dem Verderben über- 
lassen oder ins Fass geschüttet, das heisst der 
Schnapsbrennerei zugeführt werden wollten. 
Um den Markt wirksam zu entlasten, hat der 
V.S.K. zusätzlich zu den üblichen Quanti- 
täten 100000 bis 120000 I-Liter-Büchsen 
Kompott aus halbierten Zwetschgen in Auf- 
trag gegeben. Durch den Verzicht auf jeg- 
lichen Handelszuschlag des V.S.K. und ein 
Entgegenkommen der Konservenfabrik Sankt 
Gallen konnte der Verkaufspreis für die 
I-kg- Büchse feines Zwetschgenkompolt auf nur 
Fr. 1.45 mit Rückvergütung festgelegt werden. 
Es ist anzunchmen, dass sich alle dem V.S.K. 
angeschlossenen Konsumvereine zur Betei- 
ligung an dieser Aktion werden entschliessen 
können. 


ler Vereine kann sofort er- 
an die Konsumenten er- 
in der «Genossenschaft». 


Die Belieferung 
folgen. Angebote 
folgen nächstens 


LIIIITTESEBPREEEESTTTTTTTITITTITTITTTT 

Wir möchten bei (ieser Gelegenheit ein offenes Wort 
aussprechen, das wir durch die textliche Gestaltung die- 
ser Beilage der «National-Zeitung» unterstützen: Der 
Leser wird bemerken, dass nur solche Beiträge publi- 
ziert worden sind, die sich jeglichen polemischen Tones 
gegen andere Organisationsformen der Warenverteilung 
(insbesondere Warenhäuser, ACV und Migros) enthal- 
ten. Wir sind nämlich der Meinung, dass der private 
Detailhandel nichts, aber auch nicht ein Quentchen zu 
seiner eigenen Leistungsfähigkeit und damit zur Kun- 
dengewinnung und seiner volkswirtschaftlichen Be- 
reehtigung hinzufügt, wenn er sich abschätzig über Kon- 
kurrenten, die nicht mittelständisch ausgerichtet sind, 
auslässt. Diffamierung hat noch nie werbend gewirkt. 
Sie stösst im Gegenteil viele Gutgesinnte ab und vernich- 
tet wertvolles, bereits vorhandenes Vertrauen. Es steht 
zudem nirgends geschrieben, dass nicht verschiedene 
Organisationsformen der \Varenverteilung in unserem 
Lande nebeneinander bestehen können. Zudem halten 
wir die Methode mancher Detaillistenführer, die Pro- 
bleme des Detailhandels zu einer Mittelstandspolitik zu 
erheben, insofern auch für den Detailhandel selber für 
ungesund, als sie früher oder später zu einer wirtschaft- 
lichen und politischen Isolierung der Berufsgruppe füh- 
ren kann. Standes- und Klassenpolitik passt schlecht in 
ein Staatswesen, das durch und durch auf dem gegen- 
seitigen Verständnis und auf der ungeteilten Herr- 
schaft des yanzen Volkes aufgebaut ist. 

Gewiss ist ein zufriedener Mittelstand staatserhal- 
tend. Zufriedene Arbeiter, Angestellte und \Warenhaus- 
besitzer sind es aber ebenso. Umgekehrt: Bauscht man 
wirtschaftliche Schwierigkeiten einzelner Detaillisten 
(oder der Angehörigen einer anderen Berufsgruppe) auf, 
so wird dadurch nur ein Niemehrzufriedensein gezüch- 
tet. Unzufriedene Leute sind aber nicht gerade er- 


hebende Mitglieder einer Gemeinschaft und extremen 
politischen Strömungen erst recht nicht abgeneigt. 

Wir können nun mit Freude feststellen, dass sich ge- 
rade in den letzten Jahren ein schöner Zug zum Lei- 
stungsgedanken auch im selbständigen Detailhandel be- 
merkbar macht. Dazu gehört, dass der Detaillist die ihn 
berührenden Fragen ohne Voreingenommenheit und 
ruhigen Blutes überlegt und durchdenkt. Auf diese 
Weise versucht sich nun auch die vorliegende Detail- 
handelsbeilage in den Dienst eines gestern. heute und 
hoffentlich auch morgen gedeihenden selbständigen De- 
tailhandels zu stellen. 


Bibliographie 


«Büro und Verkauf». Aus der Septembernummer heben wir 
hervor einen Überblick über die neuere deutschsprachige Li- 
teratur über die Organisation von Konzernen. Den Verkaufs- 
praktiker interessiert der Beitrag über quantitative Markt- 
forschung, wie sie von der A.-C.-Nielsen-Co. angewendet wird. 
Ein Wettbewerb für Französisch-Korrespondenten gibt Ge- 
legenheit, sich über ein gehobenes Sprachvermögen auszuweisen. 
Und die Materialverwalter werden nicht ohne Schmunzeln die 
Kohlepapiergeschichte lesen, die ihnen Kurt Müller serviert. 


, Verbandsdirektion 


Die Herbstkreiskonferenzen des V.S.K. pro 1953 
und die Vertretung der Direktion sind wie folgt fest- 
gesetzt worden: 


Delegierter der 
Verbandadirektion 


Kreis Datum Versammlungsart 


7 18. Oktober Morges Ch.-H. Barbier 
u 11. Oktober Tramelan Ch.-H. Barbier 
IIIa | 4. Oktober Langenthal ©. Rüfenacht 
IIIb | 8. Oktober Leuk A. Vuilleumier 
IV |17.Oktober | noch unbestimmt | Ch.-H. Barbier 
V 17. Oktober Lenzburg E. Herzog 

VI [11. Oktober Beromünster H. Rudin 

VII }17.Oktober | Zürich O. Rüfenacht 
VII |17. Oktober | varaussichlich SL Aalen A. Vuilleumier 
IXa |11. Oktober Sargans E. Herzog 

IDXb |18. Oktober Chur E. Herzog 

x 11. Oktober Chiasso A. Vuilleumier 


Als Traktandum des V.S.K. für diese Versam- 
lung ist vorzumerken: Aktuelle Probleme unserer 
Genossenschaftsbewegung. 

Die Kreisvorstände werden gebeten, die Einladun- 
gen mit Traktandenliste möglichst bald festzusetzen, 
soweit dies noch nicht geschehen ist, und der Ver- 
bandsdirektion zur Publikation einzusenden. 


Druckarel und Administration: Basel, St.-Jakobs-Strassa 175, Postfach Basal 2 


Inserafenannahme: 
Insaralenagenlur R.-C. Mordasint, Genf, rua da la Monnaie 3 
Talephon (022) 4 52 25 


Inserlionstarlf: 
Annancan 60 Rp. per Millimaler bei 40 mm Braifa 
Reklamen Fr. 1.50 per Millimelar bal 83 mm Breite j 
Kleine Anzeigen 15 Rp. per Warl, Inseraia unfer Chlifra Fr. 1,— 
Zuschlag h 


Kreis lila (Kreisverband bernischer Konsumvereine) 


Einladung zur ordentlichen Herbstkonferenz 


auf Sonntag, 4. Oktober 1953, 10.30 Uhr, im Volkshaussaal, 
Langenthal. 


TRAKTANDEN 


1. Mitteilungen des Kreisvorstandes. 

2. Beschlussfassung über den Beitrag an den Pro- 
pagandafonds. 

3. Traktandum des V.S.K.: «Aktuelle Probleme 
unserer Genossenschaftsbewegung. 
Referent: Herr Otto Rüfenacht, Mitglied der 
Direktion des V.S.K., Basel. 

4. Bestimnuung des Ortes für die 
Frühjahrskonferenz. 

5. Allfälliges. 


ordentliche 


Namens des 
Kreisvorstandes bernischer Konsumvereine: 
Der Präsident: Hans Althaus 
Der Sekretär: J. Rich 


P.S. Wir nehmen ohne weiteres an, dass die Dele- 
gierten anı gemeinsamen Mittagessen teilnehmen werden, 
andernfalls bitten wir um rechtzeitige Abmeldung beim 
Kreispräsidenten, Herrn Hans Althaus, Gantrischstr. 35, 
Bern, bis 1. Oktober. 


KREIS IXa (Glarus, Linthgebiet und Sı.-Galler Oberland) 


Einladung zur Herbstkonferenz 


Sonntag, 11. Oktober 1953, 945 Uhr, im Gasthaus zur 
Rose» in Sargans. 


TRAKTANDEN: 


1. Appell und Wahl der Stimmenzähler. 
2. Traktandum des V.S.K.: «Aktuelle Problenie 
unserer Genossenschaftsbewegung». 

Referent: Herr Ernst Herzog, Nationalrat und 
Präsident der Verbandsdirektion des V.S.K. 
3. «Die Erziehung der Frau zur Genossenschut- 

terin». Kurzreferat von Frau Zopfi, Schwanden. 
4. Allfälliges und Mitteilungen. 


Wir hoffen, dass sich alle Vereine recht zahlreich an 
dieser wichtigen Konferenz beteiligen. 


Kreisverband IXa: 


Der Präsident: R. Störi 
Der Aktuar: E. Spörri 
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KREIS IXb (Kanton Graubünden) 


Einladung zur Herbstkonferenz 


auf Sonntag, 18. Oktober 1953, 10 Uhr, im Restaurant 
Grütlibund in Chur. 


TRAKTANDEN: 


1. Protokoll. 
2. Mitteilungen des Kreispräsidenten. 
3. Kurzreferat über Personalversicherung bei der 
VASK. 
Referent: Herr W. Jann, Adjunkt der VASK. 
4. Traktanden des V.S.K.: «Aktuelle Probleme 
unserer Genossenschaftsbewegung». 
Referent: Herr E. Herzog, Präsident der Ver- 
bandsdirektion. 
5. Festsetzung des nächsten Konferenzortes. 
6. Umfrage. 
Für den Kreisvorsftand IXb: 
Der Präsident: Der Aktuar: 
F.Item R. Hunziker 
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Sitzung des Verwaltungsrates 
des V.S.K. 


Am 5. September 1953 versammelte sich der Ver- 
waltungsrat des V.S.K. in Basel zu seiner ordent- 
lichen Herbstsitzung. Nach Genehmigung des Proto- 
kolls der Sitzung vom 6. Juni 1953 liess sich der 
Verwaltungsrat über aktuelle wirtschaftspolitische 
Fragen orientieren. Darauf behandelte er die Inter- 
pellationen zu den Monatsberichten April bis Juli 
1953. 

Als Datum der nächsten ordentlichen Delegierten- 
versammlung wurde der 12./13. Juni 1954 festgesetzt. 


Kleine Anzeigen 
INESIgS! 


Offene Stellen 


Wir suchen tüchtige Depethalterin für unsere Ablage in See- 
dorf. Verlangt wird erfolgreich abgeschlossene Berufslehre, 
initiatives, selbständiges Arbeiten, gründliche Kenntnisse der 
Lobensmittelbranche und reiche Erfuhrung im Verkauf von 
Textilien und Haushaltartikeln. Geboten wird gute Entloh- 
nung, geregolto Arbeitszeit, freier \Wochenhalbtag usw. Ein- 
tritt auf 1. Oktober oder I. Novemher 1953. Offerten sind 
zu richten an die Konsumgenossenschaft Aarberg, Postfach 
5123, Lyss (Bern). 

Wir suchen auf I. Dezember evtl. früher jüngeren kuaufmän- 
nischen Angestellten als Stütze des Magazinchofs. Ebenfalls 
suchen wir für baldmöglichsten Eintritt tüchtige 1. Ver- 
käuferin für Filiale mit 200000 Franken Umsatz. Offerten 
mit Photo und Zeugnisabschriften nebst Angabe der Lohn- 
ansprüche sind erbeten an Allg. Konsumverein Uzwil (SG). 


Wir suchen für baldigen Kintritt cine tuchtige Lebensmittel- 
verkäuferin als Depothalterin für unsere liliale in Rotkreuz. 


Umsatz zirka 100000 Eranken. Anstellungsbedingungen 
nach Gesamtarbeitsvertrag. Offerten mit Zeugniskopien 


und Photo erbeten an die Verwaltung der Konsumgenossen- 
schaft Baar (ZG). 39/40 


Stellengesuche 


Junger Verkäufer in ungekündigter Stellung sucht Stelle als 
Magaziner, evtl. als Verkäufer-Magaziner. Gute Branchen- 
kenntnisse. Offerten sind zu richten unter Chiffre 1.11/107 
an Annoncenagentur R.-C. Mordasini, 3, ruc de la Monnaie, 
Genf. 

Büäcker-Konditor, 31jährig, sucht, Stelle als Bücker-Kanditor 
oder Magaziner in einem Konsumverein. War bis jetzt als 
Aushilfe in einer Konsumbäckerei tätig. Referenzen stehen 
zur Verfügung. Offerten sind zu richten unter Chiffro 1.11/106 
an Annoncenagentur R.-C. Mordasini, 3, ruc de Ja Monnaie, 
Genf. 


INHALT: 


70 Genossenschafter 
Rheinfelden. 

Die Aufgaben der Genossenschaften in Koloniulgebieten 

Chronik : 

Aus längst vergangenen "Zeiten 6 

Sonderkurs des IGB für Cemensenndhafleriumin 

Untertan oder Mitarbeiter Een 

20. ordentliche Puierdknienkanftneng: des Kr. Sa 

Ein Rücktritt: a g 

Eine Stimme der Vermunfo ö 

Der enorme Überfluss 

Bibliographie . 

Verbandsdiroktion ö 

Kreis Ila: Einladung zur STeihsikonferen? 8 

Kreis IXa: Kinladung zur Herbstkonferenz . 

Kreis IXb: Einladung zur Herbstkonferenz . 

Sitzung des Verwaltungsrates des V.S.K.. 

Kleine Anzeigen . 


aus 12 Nationen treffen sich in 


